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19     
3/2012-Sch 

 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 
 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates  
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
 
 
Tag und Zeit:        Donnerstag, 28. Juni 2012 
   
Tagungsort:         Rathaus         
 
Beginn:           19.00 Uhr 
 
 
 

A n w e s e n d e : 
 
 

ÖVP-Fraktion: 
 
       1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender 

  2. Vizebgm.     Johann Schachl 
  3. GR.        Dr. Oskar Vogel 
  4. GV.        Stefan Gaisbichler   
  5. GV.        Klaudia Haberl  
  6. GR.        Friedrich Seiringer-Gaubinger  
  7. EG.        Franz Huber  
  8. GR.        Peter Reiter  
  9. EG.        Dr. Helmut Geist  
10. EG.        Jaklob Moser 
11. EG.        Rosa Loidl  
12. GR.        Manuela Gschwandtner 
13. GR.        Ing. Harald Mayrhofer 
14.  GR.        Dr. Renate Geist-Krojer  

 
   

SPÖ-Fraktion: 
 
    15.  Vizebgm.     Mario Weichselbaumer  

16.  GV.        Ing. Kurt Berger 
 17.  EG.         Mag.Dr. Alexander Stix  

18.  GR.        Herbert Kritzinger  
19.  EG.        Magdalena Berger  

  20.  GR.        Günther Kasper  
21.  EG.        Christian Geissler   

 22.  GR.        Erich Steinwendner  
23.  GR.        Michaela Schuster  
24. GR.         Andreas Distler   
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FPÖ-Fraktion: 
 

25.  EG.         Dipl.Ing. Josef Hoyer  
26.  EG.         Wilfried Lind   
27.  EG.        Helmut Katterbauer  
28.  GV.         Rudolf Hemetsberger   
29.  GR.         Walter Liehmann   

 
 

GRÜNE-Fraktion: 
 

30. GR.        Wolfgang Vogel    
31. GR.        Claudia Hauschildt-Buschberger   

 
 
 
Der Leiter des Gemeindeamtes:  Hans Schmidt    
 
 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  die Sitzung im Sitzungsplan enthalten ist und die Verständigung hiezu an alle Mitglieder bzw. 

Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 18.6.2012 öffentlich 

kundgemacht wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 12.4.2012 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter Johann Schmidt bestimmt. 
 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionsobmännern folgende 
Gemeinderatsmitglieder bekannt gegeben: 
 
 Für die ÖVP-Fraktion:      GV. Stefan Gaisbichler        
  

Für die SPÖ-Fraktion:      Vizebgm. Mario Weichselbaumer               
 
 Für die FPÖ-Fraktion:       GV. Rudolf Hemetsberger 
 
 Für die GRÜNE-Fraktion:     GR. Claudia Hauschildt-Buschberger   
 
 
Der Bürgermeister nimmt die Angelobung von Mag.Dr. Stix Alexander, Helmut Katterbauer und 
Wilfried Lind vor.  
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T a g e s o r d n u n g 

 
 
 
Berichte des Bürgermeisters 
 
 
a)  Beschlüsse des Gemeindevorstandes (Sitzung am 14. Juni) 
 

- Besprechung und Vereinbarung mit Herrn Ramp betr. Erarbeitung eines 
Vergleichsvorschlages hinsichtlich der Straßenüberbauten an der Kematingerstraße bis 
31.8.2012 

 
- Keine Änderung der Regelung für die Aufnahme in die Kinderkrabbelstube bei Arbeitslosigkeit, 

Mutterschutz und Karenz 
 

- Kostenbeteiligung für die Asphaltierungsarbeiten der Anrainergemeinschaft „Am 
Weinberg“(1/10 der Gesamtkosten, max. € 2.000.- wie in der Gamerithstraße lt. Beschluss 
vom 6.10.11) 

 
- Vergabe der Planung und Bauleitung für die Erweiterung der Ortskanalisation im Bereich der 

Kroiß-Gründe Nähe Königswiese (Anton Schmoller Straße) und der Loidl-Gründe in Litzlberg, 
an die DLP Ziviltechniker GmbH, Attnang-Puchheim, (Wolfgang Dienesch) gemäß Anbot vom 
4.6.2012 zu einem Pauschalhonorar von € 8.425.- exkl. Mehrwertsteuer. 

 
- Nachträgliche Kenntnisnahme des Auftrags für die Bauleitung für die zusätzlichen 

Maßnahmen beim Kanal BA 10 in Haining (Straßenbau, Straßenbeleuchtung) gem. GR-
Beschluss vom 6.10.11 in Höhe von 4.180,00 incl. Mwst. an das Büro Hitzfelder & 
Pillichshammer  
 

 
b)  Information gem. O.ö. Grundverkehrsgesetz 2006 
 

Zu folgenden Rechtsgeschäften wurden vom Bürgermeister positive Stellungnahmen 
abgegeben: 

- Kaufvertrag Anna Schneeweiss an Dr. Ulrike Hasch, Erwerb des Grundstückes Nr. 1083/31 
der EZ 1170  KG Litzlberg im Ausmaß von 838 m²  

- Kaufvertrag Michael und Maria Renner an Rudolf und Franziska Kritzinger, Erwerb der 
Grundstücke Nr. 348, 349, 352, 368/1 und 369 der  EZ 18, KG. Seewalchen im Ausmaß von 
13.668 m²  

- Kaufvertrag Johann Reichl an Mag. Johann Steinerberger,  Erwerb des Grundstückes Nr. 
3128 (2/400 Anteile) der EZ 471  KG Litzlberg im Gesamtausmaß von 1.642 m²   

- Schenkungsvertrag Anton und Theresia Gebetsberger  an Walter und Renate Granser,  
- Schenkung des Grundstückes Nr. 1011/19 der EZ 59  KG Litzlberg im Ausmaß von 802 m²   

 
 
c)  Sonstige Berichte 
 

- Triathlon in Litzlberg - von Freitag, 1.6.2012 bis Sonntag, 3.6.2012 fand in der Marktgemeinde 
Seewalchen der 1. Tristar Triathlon Attersee-Salzkammergut mit  Start und Ziel im  
Freibadeanlage in Litzlberg statt. Am Freitag gab es einen Charity Lauf (Sieger: Per Brandner 
aus Litzlberg, Lisa Kondert aus Rosenau), am Samstag fand ein Kinderrennen statt. Beim 
eigentlichen Triathlon (TriStar 111 mit 1 km Schwimmen, 10 km Laufen, 100 km Radfahren, 
sowie auch die Halbdistanz) am Sonntag nahmen 520 Starter teil. Sieger Alberto Casadei aus 
Italien und Britta Martin aus Deutschland 
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- Die Naturschutzabteilung des Landes Oberösterreich hat eine Biotopkartierung des Gerlhamer 
Moores inkl. Umfeld beauftragt (Mai 2012 bis Mai 2013). 

 
- Mitteilung von Umweltlandesrat Anschober betr. Fördermittel Siedlungswasserwirtschaft: Für 

das Jahr 2012 stehen für Österreich 95 Mio. Euro an Fördermitteln des Bundes für die 
Siedlungswasserwirtschaft (Abwasserentsorgung und Wasserversorgung) zur Verfügung. 
Davon werden in der Ende Mai stattfindenden 60. Kommissionsitzung rd. 55 Mio. Euro 
zugesichert. Die Zusicherung der restlichen 40 Mio. Euro soll in der Herbstsitzung 2012 
erfolgen. Der Anteil für Oberösterreich wurde mit einem Förderbarwert von 12,7 Mio. Euro 
festgestellt.  
Auf Grund der rechtzeitig vorgelegten Förderansuchen beim Amt der Oö. Landesregierung 
wäre jedoch ein Förderbarwert von 37,4 Mio. Euro erforderlich für diese Sitzung erforderlich. 
Aufgrund der sehr begrenzten Fördermittel des Bundes wird die Zuteilung sowohl  
landesintern als auch auf Bundesebene nach einer Prioritätenreihung aller eingelangten 
Förderansuchen erfolgen. Für die Jahre 2013 und 2014 wird derzeit durch den Bund 
mitgeteilt, dass keine Fördermittel mehr zur Verfügung stehen werden.  
Lt. Auskunft der Förderstelle KPC sind von den Budgetkürzungen nur  neue Projekte 
betroffen. In unserem Fall betrifft das das noch in Planung befindliche Kanalprojekt  BA 15 
Gerlham. Projekte für die bereits ein Fördervertrag vorliegt( BA 14 und BA 10) sind von den 
Budgetkürzungen nicht betroffen. 

 
- Das Programmheft für das Kinderferienprogramm 2012 liegt mit 29 Angeboten vor (in den 

Schulen verteilt, weitere Exemplare liegen im Gemeindeamt auf) 
 

- LH Pühringer teilt mit, dass die Gesunde Gemeinde Seewalchen für den 2. Platz beim O.Ö. 
Landesgesundheitsförderungspreis ein Preisgeld in Höhe von € 1.500.- erhält, und für die 
Teilnahme der Gesunden Gemeinde Seewalchen an der Landesaktion „Qualitätszertifizierung 
der Gesunden Gemeinden in Oberösterreich“ eine Landesförderung in Höhe von € 500.- 
bewilligt wurde. 

 
- Die Finanzabteilung hat die Kosten der Gemeinde für die Kinderbetreuung seit 2007 ermittelt. 

Die Steigerungen betragen insgesamt rd. 271% (von € 87.492.- auf 236.700.-), in den 
Kindergärten 263 % (von € 57.921.- auf € 152.500.-), in der Krabbelstube 
(Kleinkinderbetreuung) 285 % (von € 22.665.- auf € 64.500.-). 

 
- Die Baurechtsabteilung des Landes teilt mit, dass die Vorstellung von Frau Christine 

Schneider aus Buchkirchen gegen den Bescheid des Gemeinderates vom 14.12.2011 
(Abweisung der Berufung gegen den Beseitigungsauftrag des Bürgermeisters für den 
konsenslos errichteten Gartenpavillon auf dem Seeufergrundstück in Moos) als unbegründet 
abgewiesen wurde.  

 
- Kanal BA 10 Haining – Asfaltierungsarbeiten in Haining-Siedlung im Bereich Sonnenweg und 

Steinfeld am 14. und 15. Juni abgeschlossen. Asfaltierung Gamerithstraße ist am 5. Juli 
vorgesehen. Asfaltierung am Weinberg folgt wegen umfangreicher Vorbereitungsarbeiten erst 
bis Mitte Juli. 

 
- Einladung der Partnerstadt Freyung zum traditionellen Freyunger Volksfest. Fahrt der 

Gemeindevertretung zur Eröffnung am 29. Juni um 17 Uhr (Abfahrt beim Rathaus um 13 Uhr, 
Rückkehr um 24 Uhr). 11 Anmeldungen. Es wären im Kleinbus noch 5 Plätze frei. Kurzfristige 
Nachmeldungen bei Carina Födinger bis morgen Freitag, 11 Uhr).  

 
- Bei der Jahreshauptversammlung des Elternvereins der Volksschule Seewalchen wurde Frau 

Brigitte Hartl als neue Obfrau gewählt (bisher: Gerald Egger). 
 

- Dr. Heimo Bieringer von der Fa. Ensinger-Sintimid teilt mit, dass mit einem Baubeginn 2012 
für das neue Betriebsgebäude im Betriebsgebiet Seewalchen nicht mehr zu rechnen ist. 
Nähere Informationen sind für Mitte Juli in Aussicht gestellt. 
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- Hauptschulsanierung - Auftragsvergaben: 
Bericht über die gefassten Beschlüsse gem. § 2 der Übertragungsverordnung: 

 
Gewerk:          Firma:              Betrag €: 
Spenglerarbeiten      Zandonella, Vorchdorf         21.177,33 
Dachdeckerarbeiten     Zandonella, Vorchdorf         72.732,48 
Zimmererarbeiten      Stern & Hafferl, Gmunden           128.353,82 
Fenster          Josef Wick & Söhne, Linz              207.464,58 
Aluportalarbeiten      Baumgartner/Kroiss,  Haag a.H.     136.107,50 
Turnsaal-Wand/Decke    STRABAG AG, Thalgau      151.643,28 
Turnsaalboden       STRABAG AG, Thalgau        63.835,31 
Turngeräte         Pauzenberger GmbH, Haag      65.962,57 
Turnsaal-Elektroarbeiten   GEG GmbH, Gmunden        41.545,76 
Turnsaal-Heizung/Lüftung  Geissl GmbH, Altmünster        97.597,96 
 

- TOP 16 wird abgesetzt 
              
 
 
 
Fragestunde 
 
Keine Anfragen, 3 Zuhörer 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1 
 
Der Vorsitzende stellt gemäß § 46 Abs. 3 der o.ö.Gemeindeordnung 1990 den Dringlichkeitsantrag, 
folgenden Punkt auf die Tagesordnung der am 6.10.2011 stattfindenden Gemeinderatssitzung zu 
nehmen und nach TOP 7 zu behandeln. 
 
Straßenbauarbeiten 
 Ansuchen der Firma Niederndorfer Bau GmbH um Bauzeitverlängerung beim Projekt  „Straßenbau 
 2012“   
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Dringlichkeitsantrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
 
1.  VFI & Co.KG - Hauptschulsanierung 
  Voranschlag 2012 
 
Bgm. Reiter: 
Der Voranschlag 2012 für die Hauptschulsanierung umfasst einnahme- wie ausgabeseitig Euro 
1,059.000,- . Die Zahlen basieren auf den derzeit vergebenen Aufträgen für die Sanierungsarbeiten 
im Jahr 2012. Um welche es sich dabei handelt, die genauen Zahlen und deren Bedeckung ist dem 
beigefügten Voranschlagsentwurf zu entnehmen! 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
 den Voranschlag der Gemeinde - KG für das Finanzjahr 2012  wie folgt zu genehmigen: 
    Ausgaben :   €  1,059.000,- 
    Einnahmen:  €  1,059.000,- 
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 28.6.2012                                                                                   Seite 6 von 23 
 
 
 
GV. Hemetsberger möchte anmerken, dass die Fraktion der Freiheitlichen Partei zwar nichts gegen 
die Hauptschulsanierung habe, aber die Einstellung gegenüber der KG offen bleibe. Deswegen werde 
man sich der Stimme enthalten. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   GRÜNE-Fraktion:   
      
Gegen den Antrag 5 Stimmen FPÖ-Fraktion: 5  
 
 
 
 
2.  Kinderbetreuung 
  Kenntnisnahme der Tarifordnungen 
 
Bgm. Reiter: 
Gemäß § 7 Elternbeitragsordnung 2011 sind die Mindest- u. Höchstbeiträge, die Elternbeiträge gem. 
§ 11 sowie die Materialbeiträge ab dem Betreuungsjahr 2012/13 an den Verbraucherpreisindex 2005 
anzupassen. Die Indexsteigerung beträgt 3,3%. Die neuen Sätze sind dem im Akt befindlichen Erlass 
des Amtes der oö. Landesregierung v. 11. Mai 2012 bzw. den vorliegenden Tarifordnungen der 
jeweiligen Betreuungseinrichtungen zu entnehmen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
 aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes die vorliegenden 
 Tarifordnungen für die Kinderkrabbelstube und den Schülerhort zu genehmigen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
3.  Kindergartentransport 2012/13 
  Abschluss eines Vertrages mit der Fa. Stern & Hafferl 
 
Bgm. Reiter: 
Für die Durchführung der KG-Freifahrt ist auch heuer wieder ein Vertrag mit einem dazu befugten 
Unternehmen abzuschließen. Da mit der Fa.Stern & Hafferl in der Vergangenheit eine 
ausgezeichnete Zusammenarbeit  gegeben war, und unter Berücksichtigung der Tatsache, dass die 
Tarife von der OÖ.Landesregierung festgesetzt werden, und daher für alle Unternehmer Gültigkeit 
haben, wird vorgeschlagen, wieder mit der Fa.Stern & Hafferl einen Vertrag abzuschließen. 
Heuer sind   63 Kinder lt. voraussichtlicher Listen der Kindergärten Seewalchen und Rosenau  zu 
transportieren. Somit werden  2 große Busse  (20-29Sitzer + 30-39 Sitzer)  benötigt. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

mit der Durchführung der Kindergartenkinderfreifahrt  2012/2013 die Firma Stern & Hafferl 
Gmunden zu beauftragen und vorliegenden Vertrag abzuschließen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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4.  Stabilitätsgesetz 2012 – Vorsteuerregelung 
  Resolution betreffend Vorsteuerabzug für Schulen  
 
Bgm. Reiter: 
Im Rahmen des Stabilitätsgesetzes 2012 wurden zahlreiche Maßnahmen beschlossen, die teils einen 
massiven Eingriff in den bestehenden Finanzausgleich darstellen.  
Neben der Immobilienertragssteuer bei Veräußerungen von Grundstücken und Gebäuden und 
anderen Maßnahmen führen insbesondere die Einschränkungen im Bereich der Vorsteuer zu 
enormen finanziellen Mehrbelastungen für Städte und Gemeinden. 
Zwar konnte ein späteres Inkrafttreten des Wegfalls des Vorsteuerabzugs (1. September 2012) 
durchgesetzt werden. Dies ändert aber nichts daran, dass diese Maßnahme bei zukünftigen 
Immobilienprojekten der Gemeinden mit einer 20%igen Verteuerung einhergeht. 
 
Besonders evident wird diese Verteuerung im Bereich des Schulwesens. Gleich ob beim Ausbau der 
ganztägigen Schulangebote, der Überführung aller Hauptschulen in Neue Mittelschulen und anderen 
Bildungsoffensiven der letzten Jahre, als Erhalter der Pflichtschulen müssen Städte und Gemeinden 
zukünftig massive Investitionen in Bildungseinrichtungen tätigen. Diese Investitionen werden aber 
durch die Streichung des Vorsteuerabzugs nunmehr in Frage gestellt. 
Der Österreichische Städtebund und der Österreichische Gemeindebund fordern daher eine Lösung 
für Investitionen in Bildungseinrichtungen um die Errichtung, den Ausbau und die Sanierung der 
Schulinfrastruktur nicht zu gefährden.  
 
Der Städte- und Gemeindebund ersucht daher, mit einer Resolution des Gemeinderates die 
Bemühungen des Österreichischen Städtebundes und des Österreichischen Gemeindebundes zu 
unterstützen.  
Die Resolution soll nach Beschlussfassung an die Bundesregierung (post@bka.gv.at und 
maria.fekter@bmf.gv.at), an das Bundesland OÖ sowie an den Österreichischen 
Gemeindebund/Städtebund  (oesterreichischer@gemeindebund.gv.at und post@staedtebund.gv.at) 
gesandt werden. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Gemeindevorstandes die vorliegende 
Resolution betreffend Vorsteuerabzug für Schulen zu beschließen. 

 
EG. Hoyer merkt an, dass die Freiheitliche Partei schon bei Einführung dieser Regelung mehrfach 
davor gewarnt habe, damals aber nichts geschehen sei. Heute habe man wieder einen Antrag zu 
stellen, um eine Lösung zu finden. Es dürfe nicht vergessen werden, dass zusätzlich hohe Kosten für 
Verträge angefallen seien, welche für die Zukunft nutzlos seien. 
Die Freiheitliche Partei werde diesem Punkt zwar zustimmen, möchte aber betonen, dass dies ein 
Armutszeugnis für den Gemeinderat sei. 
 
GV. Hemetsberger fügt hinzu, dass bereits EG. Hoyer angemerkt habe, dass eine Resolution an und 
für sich nichts Schlechtes sei, aber es sei traurig, dass dieselbe politische Gruppierung, welche den 
Vorsteuerabzug bei KGs zu Fall gebracht habe - und zwar der Gemeindebund auf der Reichshälfte 
der Schwarzen und der Städtebund auf der Reichshälfte der Roten - nun die Gemeinden auffordere 
durch eine Resolution etwas einzubringen, damit wieder etwas zustande komme. Die Freiheitliche 
Partei stimme der Resolution zu, man werde sehen, was in Zukunft gespielt werde. 
 
Der Bürgermeister möchte ergänzen, dass es nicht richtig sei, dass dieselbe Organisation, welche 
den Vorsteuerabzug zu Fall gebracht habe, jetzt um eine Resolution bitte. Die Resolution sei der 
Wunsch bzw. ein Vorschlag des Gemeinde- bzw. Städtebundes und diese seien in diesen 
Stabilitätspakt nicht eingebunden gewesen, zumindestens nicht bei dieser Vorsteuerregelung. 
 
EG. Hoyer möchte weiters anmerken, dass es keinen Sinn habe hier etwas schön zu reden, man 
müsse der Sache einmal ins Auge sehen. Tatsache sei, dass hier ein unglaublicher „Murx“ passiert 
sei. 
 

mailto:post@staedtebund.gv.at�
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Der Bürgermeister antwortet, dass diesen von EG. Hoyer bezeichneten „Murx“ aber die 
Bundesregierung und seines Wissens nach der Nationalrat durch entsprechende Beschlüsse 
eingebracht habe. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
5.  Hauptschule Seewalchen  
  Antrag auf Änderung des Berechtigungssprengels der Hauptschule Seewalchen 
 
Bgm. Reiter: 
Mit Verordnung der Bezirkshauptmannschaft Vöcklabruck vom 19.11.2001 wurden die Pflicht- und 
Berechtigungssprengel für die Hauptschule Seewalchen festgesetzt.  
 
Aufrgund der sinkenden Schülerzahlen in den nächsten 3 Jahre und infolge des Trends der 
Seewalchner Volksschüler in das Gymnasium Vöcklabruck wird befürchtet, dass die Hauptschule 
jedes Jahr eine Klasse weniger bekommt, soll um Sprengelerweiterung in Richtung Nußdorf und 
Attersee angesucht werden. Die Hauptschulen im Umkreis haben alle mehr als eine Volksschule, aus 
denen ihre SchülerInnen stammen.  
Schörfling: Steinbach, Weyregg, Schörfling, Aurach 
St. Georgen: St. Georgen, Strass, Weißenkirchen, Attersee, Nußdorf 
Zur Absicherung des HS-Schulstandortes Seewalchen soll der Berechtigungssprengel nunmehr auf 
die Gemeinden Attersee und Nussdorf a.A. erweitert werden.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die gegenständliche Änderung des Pflichtschulsprengels für die Hauptschule Seewalchen 
zu beantragen. 

 
GR. Hauschildt-Buschberger sei dafür dies nochmal im Bildungsausschuss zu diskutieren und stelle 
daher den Gegenantrag diesen Punkt an den Bildungsausschuss zur Beratung zurück zu verweisen. 
Es gebe wahrscheinlich einen Grund dafür, warum die Schüler der Hauptschule St. Georgen aus den 
Volksschulen von Nußdorf, Attersee, Weißenkirchen, Strass und St. Georgen stammen. 
Man müsse sich vorher nochmals informieren, wie die Schülerzahlen bei den anderen Schulen genau 
aussehen, denn ihrer Meinung nach bringe es nichts, wenn man das Problem von einer Schule auf 
die andere übertrage. 
 
Der Bürgermeister habe keine Bedenken diesen Antrag trotzdem jetzt gleich zu beschließen, da die 
Behörde ohnehin nochmals prüfen werde. Er glaube nicht, dass man im Bildungsausschuss diesen 
Umstand entsprechend beurteilen und berücksichtigen könne. Zudem gebe es ohnedies ein 
entsprechendes Verfahren, welches von der Behörde sehr gewissenhaft durchgeführt werde. Er 
denke, dass die Gemeinde St. Georgen im Attergau nicht wirklich ein Problem damit haben werde, 
wenn Schüler nach Seewalchen gehen würden, da bisher bereits zumindest ein Teil nach 
Seewalchen gegangen sei. 
 
Der Amtsleiter erklärt, dass dies ein Anliegen von der Hauptschuldirektorin, Frau Wasmeyer sei. Sie 
habe der Gemeinde mitgeteilt, dass die Schüleranzahl der Volksschüler, welche in die Hauptschule 
weitergehen, stark gesunken sei. Man falle auf eine siebenklassige Hauptschule zurück. Daher habe 
sie ersucht, den Berechtigungssprengel auf die Gemeinden Attersee und Nußdorf zu erweitern. Der 
Wunsch von Frau Wasmeyer sei, dass in Seewalchen mehr Schüler in die Hauptschule gehen 
können. Mehr sage dieser Berechtigungssprengel nicht aus. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von GR. Hauschildt-Buschberger gestellten Gegenantrag durch 
Handheben abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
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Für den Antrag: 2 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 2  
      

Gegen den Antrag 20 Stimmen ÖVP-Fraktion: 6 Schachl, Moser, Loidl, Gschwandtner, 
Mayrhofer, Geist-Krojer 

   SPÖ-Fraktion: 9 ohne Weichselbaumer 
   FPÖ-Fraktion:  5  
 

Stimmenthaltungen 9 Stimmen ÖVP-Fraktion: 8 
Bürgermeister, Vogel O., Gaisbichler, 
Haberl, Seiringer-Gaubinger, Huber, 
Reiter P., Geist-Krojer 

   SPÖ-Fraktion: 1 Weichselbaumer 
 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 30 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   FPÖ-Fraktion: 5  
   GRÜNE-Fraktion: 1 Vogel W. 
 
Stimmenthaltungen 1 Stimme GRÜNE-Fraktion: 1 Hauschildt-Buschberger 
 
 
 
 
6.  Polytechnische Schule  
  Auflassung als öffentliche Schule 

 
BiA-Obfrau Haberl: 
In der GR-Sitzung am 11.2.2010 wurde das Projekt „Generalsanierung Schulzentrum“ in Teilprojekte 
„aufgesplittet“ und folgender Grundsatzbeschluss gefasst 
 

1. Vorziehen der Sanierung der Hauptschule als eigenes Projekt 
2. Neubau der Volksschule und des Schülerhortes  
3. Auflassung der Polytechnischen Schule und des Sonderpädagogischen Zentrums 

 
Das Projekt Sanierung Hauptschule wurde am 13.3.2012 vom Land OÖ genehmigt. Der Baubeginn 
der 1.Bauetappe erfolgte am 25.6.2012.   
Der Neubau der Volksschule wird derzeit vom Amtssachverständigen geprüft, es ist aber davon 
auszugehen, dass aufgrund der hohen Sanierungskosten einem Neubau der Vorzug gegeben wird. 
Wann der Baubeginn für die Neubau der Volksschule sein wird, steht derzeit nicht fest.  
Aufgrund der vorliegenden Kinderzahlen wurde von der Leiterin der Volksschule der Raumbedarf für 
die nächsten Jahre ermittelt. Im Schuljahr 2014/15 ist mit einer zusätzlichen Klasse zu rechnen, was 
einen zusätzlichen Raumbedarf bedeuten würde, der derzeit nicht zur Verfügung steht. 
Die Polytechnische Schule benutzt derzeit 2 „Regelklassenräume“ im VS-Gebäude sowie 2 Klassen 
in Containern. Zusätzlich die Funktionsräume (EDV-Rau, Werkräume usw.). Schülerzahlen der PTS 
der letzten 6 Jahre im Akt! 
Durch eine Auflassung der PTS könnten die 2 Unterrichtsräume für die Volksschule genutzt werden. 
Je nach Planung (Situierung) könnten vor Beginn des VS-Neubaues alle südseitig gelegenen Klassen 
wegfallen, damit nicht eine gänzliche Unterbringung der VS in Containern notwendig wäre. 
 
Die Auflassung der Polytechnischen Schule bedarf gem. § 38 Oö. Pflichtschulorganisationsgesetz der 
Bewilligung der Oö.Landesregierung (Auflassungsbewilligung). Die Bewilligung ist auf Antrag des 
gesetzlichen Schulerhalters unter bestimmten Voraussetzungen zu erteilen. 
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Der Bildungsausschuss hat sich in seiner Sitzung am 23.4.2012 mit dieser Angelegenheit befasst. 
 
Bildungsausschuss-Obfrau Haberl stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bildungsausschusses den Antrag auf 
Auslassung der Polytechnischen Schule Seewalchen ab dem Schuljahr 2014/15 zu stellen. 

 
GR. Hauschildt-Buschberger möchte darauf hinweisen, dass man gerade im vorherigen Punkt 
festgestellt habe, dass die Schülerzahlen zurück gehen und deshalb umgesprengelt werden solle und 
nun möchte man die Polytechnische Schule auflassen, dies sei für sie in der Argumentation ein 
bisschen wiedersprüchlich. Prinzipiell - da sie wisse, dass die Mehrheit für die Auflassung der 
Polytechnische Schule stimme – sei dies kein schlechter Zeitpunkt, da Vöcklabruck über einen 
Schulneubau diskutiere. Die Fraktion der Grünen werde aber gegen die Auflassung stimmen. 
 
EG. Hoyer findet, dass das Auflassen eines Schultyps immer ein Zeichen dafür sei, dass ein 
Gesamtkonzept fehle. Sowohl in Schörfling, als auch in Seewalchen gebe es ständig Probleme mit 
den Schulen. Er möchte in diesem Zusammen anmerken, dass er es schade finde, dass der 
„Schulcampus A1“ an der Westautobahn nicht durchführbar gewesen sei, da offensichtlich bei den 
zuständigen Personen ein „Kirchtum-Denken“ herrsche. 
 
GV. Haberl möchte zur Argumentation von GR. Hauschildt-Buschberger hinzufügen, dass es in 
Seewalchen einen ganz großen Unterschied zwischen den Schülerzahlen in der Volksschule und der 
Hauptschule gebe. Die Schülerzahlen der Volksschule steigen stätig durch Zuwanderung usw., ganz 
im Gegensatz zur Hauptschule, deren Schülerzahlen leider durch Abwanderung der Volksschüler in 
andere Schulen stätig fallen. Wie schon im Bildungsausschuss erörtert, habe das Polytechnikum in 
Vöcklabruck eine Erweiterung und einen Neubau in Aussicht. Das Polytechnikum Vöcklabruck wäre 
natürlich über die Schüler des Seewalchener Polytechnikums sehr erfreut. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  

   SPÖ-Fraktion: 7 Berger K., Kritzinger, Berger M., 
Kasper, Geissler, Schuster, Distler 

   FPÖ-Fraktion: 5  
      
Gegen den Antrag 2 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 3 Stimmen SPÖ-Fraktion: 3 Weichselbaumer, Stix, Steinwendner 
 
 
 
7.  OÖ Landesausstellung 2020 – 2028 

Beschlussfassung über die gemeinsame Bewerbung der Gemeinden Seewalchen, Attersee und 
Mondsee für eine dezentrale Landesausstellung 2020 – 2028 zum Thema „Unesco Welterbe 
Pfahlbauten  Attersee-Mondsee“ 

 
Bgm. Reiter: 
Das Land Oberösterreich hat die Oberösterreichischen Gemeinden zur Bewerbung um die 
Landesausstellungen der Jahre 2020 bis 2028 eingeladen, welche im Zwei-Jahres-Rhythmus 
stattfinden. Vier Ausstellungen werden in jeweils einem Landesteil (Mühl-, Hausruck-, Traun-, 
Innviertel) als lokale Ausstellung in einem Ort vergeben, eine Ausstellung wird als regionale 
(dezentrale) Ausstellung vergeben, für die sich mehrere Orte zu einem gemeinsamen Thema 
bewerben können. Im Rahmen der beiden LEADER-Regionen Attersee-Attergau (REGATTA) und 
Mondseeland (REGMO) wird seit einiger Zeit konkret an einer gemeinsamen Bewerbung der drei 
Unesco-Welterbegemeinden Seewalchen, Attersee und Mondsee zum Thema Pfahlbauten mit 
professioneller Begleitung gearbeitet. Für die formelle Einreichung ist auch ein 
Gemeinderatsbeschluss erforderlich. Die Thematik, insbesondere die für die Marktgemeinde 
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Seewalchen zentrale Frage der Ausstellungslokalität, wurde in der Kulturausschusssitzung am 7. Mai 
intensiv diskutiert und die Beratungsergebnisse in das Bewerbungskonzept eingearbeitet. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Gemeindevorstandes, der vorliegenden 
gemeinsamen Bewerbung der Gemeinden Seewalchen, Attersee und Mondsee für die 
Durchführung einer dezentralen Landesausstellung in den Jahren 2020 bis 2028 
zuzustimmen. 

 
GR. Liehmann finde es gut, dass in dieser Richtung etwas geschehe und damit die Vergangenheit 
aufgearbeitet werde. Er finde auch die gemeinsame Aktion mit anderen Gemeinden gut. Allerdings 
dürfe die bisherige Bearbeitung nicht als Status quo angesehen werden. Er habe nichts dagegen, 
dass man dieses Projekt bewerbe, aber man dürfe die Ideen nicht gleich festschreiben und 
implizieren, ohne weitgehend alles klar zu legen und die Bevölkerung einzubinden. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
8.  Kulturausschuss 
  Nachwahlen 
 
Bgm. Reiter: 
Durch den Mandatsverlust EG. Mag. Gerhard Kaniak als Mitglied des Kulturausschusses ist eine 
Nachwahl erfoderlich. Vorschlags- und abstimmungsberechtigt ist die FPÖ-Fraktion. 
 
Gemäß § 52 Oö.Gemeindeordnung sind Wahlen stets geheim mit Stimmzettel durchzuführen, es sei 
denn, dass der Gemeinderat einstimmig eine andere Art der Stimmabgabe beschließt. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
 dass die Abstimmung durch das Erheben der Hand erfolgen soll. 
 
Abstimmungsergebnis des gesamten Gemeinderates durch Handheben:   
 einstimmige Annahme des Antrages 
  
 
Von der FPÖ-Fraktion liegt ein gültiger Wahlvorschlag für das Mitglied im Kulturausschuss, lautend 
auf  Karin Hemetsberger vor. 
 
Abstimmungsberechtigter ist die FPÖ-Fraktion. 
 
Abstimmungsergebnis durch der FPÖ-Fraktion Handheben:  einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
9.  Prüfungsausschuss 
  Prüfbericht aus der Sitzung vom 11. Juni 2012 
 
Prüf.A.-Obm. Vogel W.: 
Der Prüfungsausschuss sich in seiner Sitzung am 11. Juni 2012 mit der Evaluierung bzw. mit den 
Auswirkungen des Regionalverkehrskonzeptes auf die Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 
beschäftigt. Das Ergebnis dieser Prüfung ist dem im Akt befindlichen Prüfbericht zu entnehmen 
 
Prüfungsausschuss-Obmann Vogel W. stellt den Antrag, 

1. den vorliegenden Prüfbericht zur Kenntnis zu nehmen. 
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2. den ÖPNV-Beitrag 2012 mit zwei Drittel der Vorschreibungskosten, max. 20.000,- Euro zu 
leisten und sollte für das Jahr 2013 noch keine gesetzliche Regelung gelten, den Beitrag 
2013 an den ÖPNV nicht mehr zu leisten. 

 
Der Bürgermeister lässt über die gestellten Anträge einzeln durch Handheben abstimmen und stellt 
jeweils eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
10. Seehofstraße 

a)  Aufheben der Verordnung mit der für die Seehofstraße in der Zeit von Juli bis August eines 
  jeden Jahres ein beidseitig wirksames Halte- und Parkverbot verfügt wurde 
 
b)  Erlassen einer Verordnung mit der für die Seehofstraße, ganzjährig,  ein einseitig wirksames 
  Halte- und Parkverbot verfügt wird. 

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Die Bewohner der Seehofstraße sind an die Gemeinde mit dem Ersuchen herangetreten, eine 
Änderung bezüglich der Halte- und Parkverbotsregelung herbeizuführen. Die derzeitige Situation, ein 
beidseitiges Halte- und Parkverbot während der Monate Juli und August eines jeden Jahres soll aus 
Zweckmäßigkeitsgründen geändert werden.  
Die Anrainer der Seehofstraße haben sich bei der Befragung für die Einführung eines nur auf einer 
Straßenseite (nordseitig) gültigen Halte- und Parkverbotes ausgesprochen. Dieses soll in Verbindung 
mit der Einführung einer Einbahnstraße gültig werden. 
Der Bauausschuss der Gemeinde hat sich in seiner Sitzung am 26.1.2012 einstimmig für die 
Einführung der von den Anrainern gewünschten Regelung ausgesprochen. 
Um die Rechtssicherzeit zu gewährleisten muss die derzeit gültige Verordnung aufgehoben werden. 
Die Verordnung zur Einführung der Einbahnstraße wird von der Bezirksverwaltungsbehörde erlassen.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses in der Seehofstraße in 
Litzlberg ab den Liegenschaften Kaltenbrunner und Stolz in Richtung Kapelle eine 
Einbahnstraße zu beschließen, die Verordnung des Gemeinderates vom 30.6.1999 
(beidseitig wirksames Halte- und Parkverbot für Juli und August jeden Jahres) aufzuheben, 
und die beiliegende Verordnung für ein einseitiges bzw. beidseitiges Halte- und Parkverbot 
(ganzjährig) zu beschließen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
11. Bebauungsplan Nr. 26 „Steindorf Siedlung“; Änderung 

Grundsatzbeschlussfassung  betreffend die  Änderung im Bereich des Grundstückes Nr. 1753/5, 
KG. Seewalchen (Mario und Claudia Moser, Weyregg, Neudorf 10) 
 

BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Die Ehegatten Mario und Claudia Moser haben mit Eingabe vom 15.05.2012 um Änderung des 
rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 26 „Steindorf Siedlung“ betreffend das Grundstück Nr. 1753/5, 
KG. Seewalchen, angesucht.  
Die Änderung wird mit dem Wunsch einer Vergrößerung der bebaubaren Fläche um rund 9 m 
Richtung Südosten zur Errichtung eines Wohnhauses ohne Keller begründet.  
Auf Grund der Lage innerhalb dem geogenen Baugrundrisiko Typ B ist im Änderungsverfahren ein 
Gutachten eines befugten Geologen bezüglich Baulandeignung vorzulegen. 
Von Seiten der Ortsplanung spricht nichts gegen die geplante Erweiterung der bebaubaren Fläche.  
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Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses und auf Grund der 
Stellungnahme des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 31.05.2012 das Verfahren 
auf Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 26 „Steindorf Siedlung“ einzuleiten.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
12. Bebauungsplan Nr. 26 „Steindorf Siedlung“; Änderung 

(Grundsatzbeschluss vom 14.02.2012) Beschlussfassung  betreffend die  Änderung im Bereich 
des Grundstückes Nr. 1435/2, KG. Seewalchen (Mag. FH. Roswitha Rebhan, Gampern 23)  
 

BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Mit Schreiben des Amtes der OÖ. Landesregierung, Abteilung Raumordnung vom 19.03.2012 wird 
mitgeteilt, dass durch die vorgesehene Planänderung überörtliche Interessen im besonderen Maß 
nicht berührt werden. Die Übereinstimmung mit den Festlegungen im verordneten 
Flächenwidmungsplan ist gegeben. Hingewiesen wird, dass die betroffene Fläche im Bereich einer 
geogenen Risikozone (Typ B – Studie Land Oö.) liegt, sodass spätestens im Rahmen des 
Bauverfahrens entsprechende Nachweise zu führen sein werden. Weitere Stellungnahmen sind nicht 
eingelangt. 
   
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses die Änderung Nr. 35 des  
Bebauungsplan Nr. 26 „Steindorf - Siedlung“  entsprechend dem Änderungsplan des Arch. 
Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 28.02.2012 endgültig zu beschließen.   

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
13. Bebauungsplan Nr. 26 „Steindorf Siedlung“; Änderung 

(Grundsatzbeschluss vom 14.02.2012) Beschlussfassung  betreffend die  Änderung im Bereich 
des Grundstückes Nr. 1745/2, KG. Seewalchen (Josef u. Theresia Gruber, Ursprungweg 13) 
 

BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Mit Schreiben des Amtes der OÖ. Landesregierung, Abteilung Raumordnung vom 22.05.2012 wird 
mitgeteilt, dass die vorgesehene Planänderung aus fachlicher Sicht zwar grundsätzlich ohne Einwand 
vertretbar wäre, aufgrund der Lage des Planungsgebietes im Randbereich einer geogenen 
Risikozone des Typs B im weiteren Verfahrensablauf jedoch nachweislich zu prüfen ist, ob bei einer 
dem Bebauungsplan entsprechenden baulichen Nutzung allfällige Auflagen im Bebauungsplan bzw. 
im Bauverfahren erforderlich sind. Ein entsprechendes bau- und hydrogeologisches Gutachten des 
Herrn Dr. Peter Baumgartner, Traunkirchen mit Datum vom 8.2.2012, GZ. 1203901 wurde bereits 
vorgelegt. Weitere Stellungnahmen sind nicht eingelangt. 
    
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses die Änderung Nr. 36 des  
Bebauungsplan Nr. 26 „Steindorf - Siedlung“  entsprechend dem Änderungsplan des Arch. 
Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 07.05.2012 endgültig zu beschließen.   

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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14. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung 

Grundsatzbeschlussfassung  betreffend Umwidmung eines Teilbereiches des Grundstückes 
1122/1, KG. Litzlberg, von Grünland  in Bauland „bestehendes Wohngebäude im Grünland – 
Sternchenbau  (Christian Conrad, Berlin) 
 

BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Herr Christian Conrad hat mit Eingabe vom 10.02.2012 die  Umwidmung eines Teilbereiches des 
Grundstückes Nr. 1122/1, KG. Litzlberg, von derzeit Grünland „Grünzug“ auf „bestehendes 
Wohngebäude im Grünland – Sternchenbau“  beantragt. 
Die beantragte Umwidmungsfläche befindet sich in der Ortschaft Litzlberg und liegt teilweise 
innerhalb der Risikozone Typ B und Typ AB. Im Widmungsverfahren ist daher mit einem Gutachten 
eines befugten Geologen die Baulandeignung zu beurteilen.  
Der Umwidmungsantrag ist durch das ÖEK nicht gedeckt; daher ist auch eine Änderung des ÖEK 
erforderlich. 
Auf Grund der in der Stellungnahme angeführten Feststellungen und Vorgaben, kann von Seiten des 
Ortsplaners die beantragte Änderung empfohlen werden. Die in der Ausschusssitzung vom 27.3.2012 
geforderte Begründung wurde nunmehr nachgereicht und wie folgt begründet:  
Der an das besehende Wohngebäude angrenzende Holzschuppen, in dieser Form seit den siebziger 
Jahren vorhanden, soll in einen Wohnraum umgebaut werden (siehe beiliegende Fotos).  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses und auf Grund der  
Stellungnahme des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 06.03.2012, das Verfahren 
auf Änderung des rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes Nr. 04/2004 sowie zur Änderung 
des ÖEK einzuleiten.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
15. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung 

(Grundsatzbeschluss vom 14.12.2011) Beschlussfassung  betreffend die Umwidmung eines 
Teilbereiches des Grundstückes  Nr. 325/1, KG. Litzlberg,  von derzeit Grünland „Land- und 
Forstwirtschaft“  auf eine Sonderausweisung im Grünland „Pferdeführanlage“ (Erika Pfeiffer, 
Attersee) 
 

BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Beim erfolgten Stellungnahmeverfahren bestehen seitens der Abt. Raumordnung der Oö. 
Landesregierung grundsätzlich keine Einwände und wird diese zur Kenntnis genommen. Die 
geforderte Beurteilung des geogenen Baugrundrisikos wurde mit Datum vom 01.02.2012 vorgelegt. 
Von Seiten der Abteilung Natur- und Landschaftsschutz wird die geplante Änderung als noch 
akzeptabel beurteilt. Von der Wildbach- und Lawinenverbauung bestehen bei Beachtung der 
Stellungnahme vom 13.2.2012 ebenfalls keine Einwände. In der Stellungnahme der 
Landwirtschaftskammer OÖ. werden gegen die geplante Umwidmung aus agrarischer Sicht massive 
Bedenken geäußert. Hannes und Wolfgang Fürthauer haben mit Eingabe vom 6.2.2012 Bedenken 
gegen die geplante Umwidmung vorgebracht. Auf Grund der Bedenken der Herren Hannes und 
Wolfgang Fürthauer soll die beantragte Fläche nunmehr als Sonderausweisung im Grünland 
„Pferdeführanlage“ ausgewiesen werden. Eine Änderung des örtlichen Entwicklungskonzeptes ist 
daher nicht mehr erforderlich. Weitere Stellungnahmen langten nicht ein. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses die Änderung Nr. 65 des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 entsprechend den Planunterlagen des Ortsplaners Dipl. 
Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 23.12.2011, korr. am 13.04.2012 zu beschließen.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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16. GPS – Tafel für die Hauptstraße 
  Beschlussfassung über den Ankauf einer GPS Tafel 

 
Dieser Punkt wurde von der Tagesordnung der Gemeinderatssitzung abgesetzt. 
 
 
 
 
17. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung 

Beschlussfassung  (Grundsatzbeschlussfassung vom 07.07.2011) betreffend die Reduzierung 
der Umwidmungsfläche auf dem  Grundstückes Nr. 2830/2, KG. Litzlberg (Anton Dachs, 
Ainwalchen 8)  
 

BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Auf Grund der Mitteilung von Versagungsgründen des Amtes der Oö. Landesregierung vom 
04.04.2012 und erneuten Gesprächen mit den zuständigen Sachverständigen Herrn Ing. Matzinger 
und Hofrat Maier (Naturschutz und Raumordnung) wurde die Umwidmungsfläche auf dem  
Grundstückes Nr. 2830/2, KG. Litzlberg reduziert. Für die Planänderung ist ein neuerlicher 
Gemeinderatsbeschluss erforderlich. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses die Änderung Nr. 62 des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 sowie die Änderung Nr. 18 des Örtlichen 
Entwicklungskonzeptes entsprechend den Planunterlagen des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich 
Deinhammer, Eferding vom 30.06.2011, korr. 13.06.2012 zu beschließen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
18. Baubewilligung - Berufung 

Bauvorhaben “Neubau einer Geschäfts- und Wohnanlage mit offener Tiefgarage“ auf dem 
Grundstück Nr. 1821, KG. Seewalchen (Attergauer Wohnbaugesellschaft m.b.H.), Berufung der 
ASFINAG gegen den Bescheid des Vizebürgermeisters vom 23.02.2012, Zahl: 131-9-65/2010-Ar 

 
Bgm. Reiter: 
Mit Bescheid vom 23.02.2012 wurde die Baubewilligung für die Errichtung einer Geschäfts- und 
Wohnanlage mit offener Tiefgarage auf dem Grundstück Nr. 1821, KG. Seewalchen erteilt.   
Gegen diesen Bescheid wurde seitens der ASFINAG fristgerecht das Rechtsmittel der Berufung 
eingebracht. Auf Grund der  schriftlicher Zurückziehen des Antrages vom 05.04.2012 betreffend  die 
Errichtung einer Geschäfts- und Wohnanlage mit offener Tiefgarage auf dem Grundstück Nr. 1821, 
KG. Seewalchen durch den Bauwerber „Attergauer Wohnbau GmbH, St. Georgen i.A.“ ist der 
Bescheid des Vizebürgermeisters vom 23.02.2012, Zahl: 131-9-65/2010 Ar ersatzlos zu beheben.  
 
Des weiteren wurde von der Attergauer Wohnbau GmbH, St. Georgen mit Schreiben vom 04.04.2012 
mit geänderten Plänen um die Bewilligung zur Errichtung einer Geschäfts- und Wohnanlage mit 
offener Tiefgarage auf dem Grundstück Nr. 1821, KG. Seewalchen neuerlich angesucht und dieses 
Vorhaben mit Bescheid vom 14.05.2012, Zahl: 131-9-17/2012 Ar bewilligt. Der Bescheid ist 
mittlerweile auch Rechtskräftig. 
 
Vizebgm. Schachl nimmt seine Befangenheit wahr und nimmt nicht an der Abstimmung teil. 
 
Der Bürgermeister stellt den 1. Antrag, 
 auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten: 
 1. Bekämpfter Bescheid des Vizebürgermeisters vom 23.02.2012  
 2. Gegenständliche Berufung  
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Abstimmungsergebnis durch Handheben:  einstimmige Annahme des Antrages  
 
 
Der Schriftführer liest das vorliegende Bescheidmuster vollinhaltlich vor.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

auf Grund der Zurückziehung des Antrages auf Baubewilligung seitens des Bauwerbers 
vom 25.04.2012, den Bescheid des Vizebürgermeisters vom 23.02.2012, Zahl: 131-9-65/2010-
Ar ersatzlos zu beheben.  

 
EG. Hoyer möchte grundsätzlich feststellen, dass bei jeder Einreichung bei jeder Behörde, vor allem 
bei einer Planeinreichung, ein Vorprüfungsverfahren durchzuführen sei. Im Rahmen des 
Vorprüfungsverfahrens dürfte dieser Umstand in diesem Fall nicht erkannt worden sein bzw. sei der 
Antragsteller nicht aufgefordert worden den Plan entsprechend den Erfordernissen vorzulegen. Wenn 
bei diesem Plan schon von Haus aus das Lichtwellenleiterkabel eingezeichnet bzw. die Abstände zu 
der Grundgrenze ordentlich eingetragen worden wären, dann hätte man dem Antragsteller Bescheid 
geben können, dass dies in Ordnung gehe. 
EG. Hoyer habe ohnehin schon erwähnt, dass er gerne bereit sei einen Maßnahmenkatalog 
auszuarbeiten, mit dem man Einreichungen einfach durchgehen könne, damit nicht wie in diesem Fall 
zweimal die Baubehörde, zweimal der Gemeinderat und zweimal die entsprechenden Ausschüsse mit 
einer Sache beschäftigt werden müssen, die eigentlich nicht erforderlich wäre, wenn man im 
Vorprüfungsverfahren ordentlich agiert hätte. 
 
Der Bürgermeister entgegnet, dass der Antragsteller sehr wohl gewusst habe, dass er zusätzlich zur 
baubehördlichen Bewilligung in diesem Fall eine Ausnahmegenehmigung der ASFINAG brauche. Der 
Bauwerber habe auch um die Ausnahmegenehmigung angesucht, jedoch habe er verabsäumt im 
Vorfeld bei der ersten Vorverhandlung ein Einvernehmen herzustellen. Der Bauwerber sei mehrmals 
aufgefordert worden bzw. darauf aufmerksam gemacht worden, dass dies unter Umständen zu 
Problemen führen könne. Was dann auch der Fall gewesen sei, da bei der Bauverhandlung der 
Vertreter der ASFINAG Einwände vorgebracht habe. Nichts desto trotz sei aber bei der 
baubehördlichen Vorprüfung baurechtlich das Projekt genehmigungsfähig gewesen. Man handhabe 
solche Fälle auch nicht so. Darum sei der Bescheid wochenlang gelegen, da man nicht genau 
wusste, ob man ihn abweisen, liegen lassen oder ausstellen solle. Baurechtlich wäre man in der Lage 
gewesen diesen Bescheid auszustellen. Letztendlich habe sich der Bauwerber für einen Baubescheid 
entschieden, als ihm eine Wohnbauförderung in Aussicht gestellt worden sei. 
Es sei absehbar gewesen, dass der Bauwerber so nicht durchkomme und sich die ASFINAG trotz 
großer Bemühungen nicht bereit erkläre diesen 10 Meter Abstand aufzugeben. Letztendlich habe sich 
aber alles wieder in Wohlgefallen aufgelöst. Es sei aber weder in einem Ausschuss, außer unter 
Allfälliges bzw. Berichte, noch im Gemeinderat bisher behandelt worden. Darum solle man heute 
verhindern, dass zwei rechtskräftige Baubescheide draußen seien und die ASFINAG eventuell noch 
weiterführe in eine Vorstellung gehe. Der Bauwerber habe auf Basis der eingereichten Pläne einen 
rechtskräftigen Bescheid und es sei formalrechtlich sinnvoll den alten Bescheid aufzulösen. 
 
Der Amtsleiter möchte zur Wortmeldung von EG. Hoyer noch hinzufügen, dass im Zuge des 
Vorprüfungsverfahrens festgestellt worden sei, dass der Bauwerber eine Ausnahmegenehmigung 
seitens der ASFINAG brauche. Auf dieses Erfordernis wurde der Bauwerber auch schriftlich 
hingewiesen. Der Bauwerber habe sich bemüht, diese Ausnahmegenehmigung zu bekommen, habe 
dies aber leider nicht geschafft. Die nicht vorhandene Ausnahmegenehmigung hindere die 
Baubehörde aber nicht, einen Baubescheid zu erlassen. Man habe als Baubehörde nur die 
Verpflichtung darauf hinzuweisen, und dies sei erfolgt. 
 
EG. Hoyer erwidert, dass man die Zustimmung der ASFINAG verlangen müsse, wenn diese Sache 
von vorherein schon klar sei, denn dann hätte man sich den Rest erspart. 
 
Der Amtsleiter erklärt, dass die Baubehörde kein Recht dazu habe, diese Zustimmung zu verlangen. 
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EG. Hoyer kontert, dass die Baubehörde den Antrag zurückweisen und erklären könne, dass für 
diesen Antrag die Zustimmung der ASFINAG erforderlich sei. 
 
Der Amtsleiter antwortet, dass dies nicht den rechtlichen Bestimmungen entspreche. Man könne 
diesen Fall auch mit einem Naturschutzverfahren vergleichen. Wenn man im Naturschutzbereich 
bauen möchte, erstelle die Baubehörde den Baubescheid und weise darauf hin, dass man hier eine 
naturschutzbehördliche Ausnahmegenehmigung brauche. Die Baubehörde mache es aber nicht 
davon abhängig, ob der Naturschutz zustimme oder nicht. Genau so verhalte es sich auch in diesem 
Fall. 
 
EG. Hoyer stimme der Rechtsauffassung des Amtsleiters nicht zu. 
 
Der Amtsleiter entgegnet, dass EG. Hoyer eine Anfrage beim Land machen könne, wenn er es nicht 
glauben wolle. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1 
 
Straßenbauarbeiten 
 Ansuchen der Firma Niederndorfer Bau GmbH um Bauzeitverlängerung beim Projekt  „Straßenbau 
 2012“   
 
Für die Straßenbauarbeiten 2012 wurde ein offenes Verfahren o.vorher. Bekanntmachung 
durchgeführt. Diesem Vergabeverfahren lag eine Ausschreibung zugrunde, die neben dem 
Leistungsverzeichnis auch die AGB’s der Marktgemeinde Seewalchen enthielt. Die Bauzeit wurde mit 
ca. 2 Monaten geschätzt. In die Ausschreibung wurde als Baubeginn KW 11/12 und als 
Baufertigstellung 30.6.2012 aufgenommen. In der GRS am 14.2.2012 wurde die Zuschlagserteilung 
für die Straßenbauarbeiten 2012 an die Firma Niederndorfer getroffen. Die Verständigung an alle 
Bieter erging am 16.2.2012.  
Nach Ablauf der Stillhaltefrist wurde ein Werkvertrag erstellt, der am 27.2.2012 an die Fa. 
Niederndorfer zur Unterfertigung übersandt wurde. Da die Firma Niederndorfer erst am 29. März 2012 
den Werkvertrag mit den erforderlichen Beilagen an die Gemeinde retourniert hat, wurde der von der  
Gemeinde gegengezeichnete Werkvertrag am 30.3.2012 an die Fa. Niederndorfer gesandt. 
Am 29.2.2012 fand eine Besprechung mit der Fa. Niederndorfer, der Bauleitung und Vertretern der 
Gemeinde und der Wassergenossenschaft statt, bei der es um die Kostenbeteiligung der WG für die 
Verlegung der Wasserleitung ging. Seitens der Fa. Niederndorfer kam keine Mitteilung, dass durch 
den Auftrag der WG Seewalchen für die Erneuerung der Wasserleitung eine Bauzeitverzögerung 
eintreten könnte. 
Nachdem nunmehr augenscheinlich festgestellt wurde, dass der Baufertigstellungstermin nicht 
eingehalten werden kann, wurde die Bauleitung (DI. Irrgeher) vom Amtsleiter auf die Bestimmungen 
der Pönale (Pkt. 20.2 der AGB’s) hingewiesen.   
Nunmehr hat die Fa. Niederndorfer mit Eingabe vom 25.6.2012 um Bauzeitverlängerung bis 
10.8.2012 (6 Wochen) ersucht.  
 
Zu den im Gesuch angeführten Punkten wird folgendes festgestellt:  
 
Zu Pkt. 1  Die Feststellungen sind korrekt 
Zu Pkt. 2 + 3  Es ist richtig, dass der Werkvertrag am 2.3.2012 einlangte. Jedoch fehlte der im   
       Werkvertrag angeführte und erforderliche Nachweis der Betriebshaftpflicht-    
       versicherung. Nach Aufforderung wurde dieser Nachweis am 29.3.2012       
       nachgereicht. Am 30.3.2012 wurde der Werkvertrag an die Fa. Niederndorfer    
       retourniert. 
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Pkt. 4   Die Besprechung mit den Grundeigentümern und der Fa. Niederndorfer fand bereits am   
    20.3.2012 statt.  
Pkt. 5  Feststellung 
Pkt. 6  Am 7.3.2012 fand eine Besprechung mit allen Leitungsträgern statt 
Pkt. 7 – 13 Feststellungen 
 
Allgemeines: Bei der Besprechung am 29.2.2012, bei der allen Beteiligten bewusst war, dass auch 
die Wasserleitung erneuert werden soll, wurde Bauleiter Egger ausdrücklich auf die Bauzeit 
angesprochen und er teilte mit, dass die Bauzeit nicht länger als 2 Monate betragen würde. Somit 
wäre auch bei einem Baubeginn 10.4.2012 eine Baufertigstellung 30.6.2012 möglich. Aufgrund der 
Bautagesberichte kann die Abfolge der Bautätigkeit ersehen werden.  
 
Der Bürgermeister erläutert, dass im Bauvertrag ein Fertigstellungstermin mit 30. Juni festgesetzt 
worden sei, welcher aber bei weitem nicht eingehalten werden könne. Als sich dies schon im 
Vorhinein abgezeichnet habe, sei die Bauabteilung bzw. die Bauleitung an die Fa. Niederndorfer 
herangetreten, um sich dazu äußern zu können auch im Hinblick darauf, dass in den AGB’s 
Pönalmöglichkeiten vorgesehen seien.  
Die Fa. Niederndorfer habe daraufhin eine Punktation mit einer entsprechenden Begründung, warum 
der Baufortschritt nicht dem entspreche, was eigentlich für einen fristgerechten Fertigstellungstermin 
notwendig wäre, erstellt. Die Fa. Niederndorfer habe einen Antrag auf Fertigstellung am 10. August 
gestellt, da es unmöglich sei diese Aufgabe firstgerecht fertig zu stellen und um noch ausreichend 
Zeit für eine qualitätsvolle Erledigung zu haben. Man habe am 27.06. noch ein Gespräch mit 
Firmenvertretern und der Bauleitung geführt und es sei nach langen Abwegen des Für und Wider 
herausgekommen, dass eine Fertigstellung, insbesondere der Brukenthalstraße, vor diesem hier 
angegebenen Augustdatum nicht möglich sei.  
Es wurde von den Firmenvertretern mit sehr großem Drängen ersucht dieser Bauzeitverlängerung 
zuzustimmen. Das einzige was möglich gemacht werden könne – dies sei auch bereits zugesagt 
worden – sei die Zufahrt zum Kinderbad. Dort seien die Arbeiten bereits weitgehend abgeschlossen. 
Demnächst werde asphaltiert und die Restarbeiten bis 13. Juli erledigt. 
Aus seiner Sicht sei es durchaus auch im Verantwortungsbereich der Baufirma gelegen, früher mit 
der Gemeinde Kontakt aufzunehmen, als es absehbar gewesen sei, dass der Fertigstellungstermin 
nicht eingehalten werden könne. Es wurde von den Firmenvertretern konzipiert, dass die rechtzeitige 
Kontaktaufnahme verabsäumt worden sei. Andererseits werde speziell durch die doch sehr 
aufwändigen, zeitraubenden und sehr genauen Arbeiten der Firma aufgrund der 
Wasserleitungsverlegungen sehr viel Zeit in Anspruch genommen. 
 
Aufgrund der bisher sehr guten Zusammenarbeit mit der Firma Niederndorfer und auch um 
weitere Unannehmlichkeiten zu vermeiden, stelle der Bürgermeister den Antrag,  
  dem gegenständlichen Ansuchen der Firma Niederndorfer um Bauzeitverlängerung statt zu 
 geben. 
 
EG. Hoyer weist darauf hin, dass man anhand dieses Falles einmal mehr sehe wie mangelhaft eine 
Ausschreibung hinsichtlich der Termine, der Koordinierung mit der Wassergenossenschaft und den 
Kabelverlegern statt finde und nicht auf die gesetzlich vorgeschriebene Stillhaltefrist Rücksicht 
genommen werde. So könne es mit Auftragsverteilungen an Firmen nicht weitergehen. Dies sei ein 
Armutszeugnis für all diejenigen, die in diesen Entscheidungsprozess mit eingebunden seien. Die 
Fraktion der Freiheitlichen werde aber der Bauzeitverlängerung zustimmen. 
 
GV. Berger möchte seiner Verwunderung Ausdruck verleihen, da der Dringlichkeitsantrag Nr. 2 heute 
zum Dringlichkeitsantrag Nr. 1 geworden sei, aufgrund der Tatsache, dass der Dringlichkeitsantrag 
Nr. 1 heute nicht gekommen sei, obwohl dieser an und für sich im Bauausschuss vereinbart worden 
sei. Er habe dies aber heute bereits gegenüber dem Bürgermeister mittels Mailverkehr klar gelegt. 
Dieser Umstand sei zwar nicht Gegenstand dieses Punktes, er möchte es aber trotzdem anmerken. 
 
Man habe diesen Dringlichkeitsantrag betreffend Bauzeitverlängerung am Dienstag in der 
Fraktionssitzung schon kurz besprochen und sei auch grundsätzlich der Meinung gewesen, dass 
durch diese Mehrleistungen eine Bauzeitverlängerung eine vernünftige Lösung sei. Aufgrund des 
Mails, welches er heute gelesen habe durch welches er auch noch zusätzliche Informationen erhalten 
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habe, die ihm zuvor nicht in dieser Tragweite bekannt gewesen seien, glaube er, dass man diesem 
Punkt nicht so einfach statt geben könne. 
Es gebe Mehrleistungen, welche aufgrund von Wasserleitungen und Kabelverlegungen durchaus 
existent seien und dafür gebe es auch seinerseits eine vernünftige Lösung in Form einer 
Bauzeitverlängerung. Man könne auch über die Schlechtwettertage sprechen. Man könne aber 
seines Erachtens nicht darüber beraten, dass die Firma Niederndorfer nicht zum Amt bzw. zur 
Bauleitung gekommen sei, obwohl sie die Verpflichtung dazu gehabt hätte darauf hinzuweisen, dass 
der Termin nicht möglich sei. Wenn er richtig informiert sei, sei das Gespräch erst zustande 
gekommen, weil es Interventionen des Amtes bei der Firma Niederndorfer gegeben habe, vielleicht 
auch wie GV. Berger den Bürgermeister gefragt habe, ob es nicht einen Bauzeitplan der Firma 
Niederndorfer gebe. So dürften sich die Gespräche in den letzten Tagen anscheinend entwickelt 
haben. So könne es wirklich nicht sein. Man führe sich selbst Arbeit zu. 
Weiters möchte er darauf hinweisen, dass man in einem Punkt schlecht beraten sei. Man habe einen 
Zivilingenieur beauftragt, welcher die Bauaufsicht zu tätigen und auch terminliche Überprüfungen 
durchzuführen habe. Spätestens der Zivilingenieur hätte dem Amt rechtzeitig bekannt geben müssen, 
dass es Probleme gebe. Dann hätte man über diese Dinge vor drei bis fünf Wochen diskutieren 
können und auch der Bauherr hätte die Entscheidungsfreiheit gehabt um diesen Termin zu nehmen. 
Man hätte dann auch über Finanzierungsmöglichkeiten und all diese Dinge sprechen können. Er 
glaube aber nicht, dass man der Bauzeitverlängerung in diesem Ausmaß zustimmen solle, da die 
Firma Niederndorfer erst zwei bis drei Tage bevor der Termin ausgelaufen wäre, Bescheid gegeben 
habe, dass es sich die Fertigstellung zeitlich nicht ausgehe und heute im Gemeinderat damit 
argumentiere werde, dass man zustimmen solle, damit es nicht wieder irgendwo Probleme gebe. 
Es sollte einer Bauzeitverlängerung zugestimmt werden, weil der Termin nicht machbar sei, aber auf 
keinen Fall bis zum 10.08. Gebe man für die Mengenmehrungen drei Wochen dazu, dann sei es 
vielleicht auch ein Kompromiss für die Anrainer. Eine Bauzeitverlängerung bis zum 10.08. werde im 
Nachhinein niemand verstehen, da er parallel dazu wisse, dass teilweise der Eindruck gewonnen 
werden konnte, dass nicht in dieser Intensität an dieser Baustelle gearbeitet worden sei. 
 
Daher stelle er den Gegenantrag auf Bauzeitverlängerung bis max. 27. Juli 2012. 
 
Das bedeute eine Bauzeitverlängerung im Ausmaß von vier Wochen, welche viel mehr als 20 % der 
Gesamtbauzeit entspreche. Somit könne keine Firma an die Gemeinde herankommen und 
behaupten, dass man nicht fair mit ihr umgegangen wäre. 
Die Kontrollen müssen in Zukunft wirklich forciert werden. Dies sei aber nicht Aufgabe des Amtes 
oder des Bürgermeisters, sondern des Zivilingenieurs, welcher vom Gemeinderat für diese Leistung 
beauftragt worden sei. 
 
GR. Liehmann möchte sich betreffend der Intensität der Arbeiten der Firma Niederndorfer äußern. Er 
habe sich mehrmals angesehen, wie die Arbeiten der Firma Strabag und die Arbeiten der Firma 
Niederndorfer voranschreiten. Es sei auch den Anrainern aufgefallen, dass tagelang bei den 
Baustellen der Firma Niederndorfer nicht gearbeitet worden sei und im Vergleich dazu die Firma 
Strabag „frisch und munter“ darauf los arbeitete. Bezüglich der Intensität müsse er GV. Berger 
wirklich Recht geben. 
 
GR. Vogel Oskar möchte zur Intensität der Arbeiten der Firma Strabag hinzufügen, dass die Firma 
Strabag vor seiner Ordination schon zweieinhalb Monate an einem Schlitz von 30-40 Meter arbeite. 
Morgen werde endlich asphaltiert. 
 
Der Bürgermeister möchte grundsätzlich zur Intensität und Qualität der Arbeiten der Firma 
Niederndorfer anmerken, dass es bisher immer ein gutes Einvernehmen gegeben habe. 
Er wurde auch von den Anrainern bezüglich dieses Themas angesprochen, er habe aber nicht den 
Eindruck gehabt, dass die Welt zusammen brechen würde, wenn diese Baustelle jetzt nicht sofort 
fertig sei. Er verstehe aber, dass es natürlich nicht lustig sei, gerade jetzt im Sommer, wo zusätzliche 
Maßnahmen notwendig seien betreffend der Staubentwicklung. 
 
Der Amtsleiter möchte noch etwas zur Wortmeldung von EG. Hoyer betreffend der Aussage, dass 
etwas mit den Zuschlagsfristen bei der Ausschreibung nicht stimme, anmerken. 
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Am 14.02. habe der Gemeinderat beschlossen, den Auftrag an die Fa. Niederndorfer zu vergeben. 
Am 29.02. habe es eine Besprechung mit der Fa. Niederndorfer, der Wassergenossenschaft usw. 
gegeben, wo die Fa. Niederndorfer schon gewusst habe, dass sie von der Wassergenossenschaft 
den Auftrag bekomme, die Wasserleitung zu verlegen. Die dezidierte Frage des Amtsleiters 
betreffend des Bauzeitplanes sei damals gewesen, wie lange die Fa. Niederndorfer brauchen werde. 
Als Antwort seien ihm zweieinhalb Monate zugesagt worden. Man habe damals vereinbaret, dass die 
Baustelle bis 30. Juni fertig sein müsse, damit in Rosenau im Juli und August keine Staubstraße 
herrsche und auch das Kinderbad bis 30. Juli fertig werde.  
Die Zusatzarbeiten der Wassergenossenschaft bzw. der Firma Nöhmer seien nicht durch die 
Gemeinde beauftragt worden. Man habe die Leitungsträger schon im Dezember angeschrieben und 
aufgefordert anzugeben, welche Leitungen verlegt werden sollen. Dies sei der Firma Niederndorfer 
bekannt gewesen. Er habe den Eindruck, dass die Firma Niederndorfer mache, was sie wolle und 
sich nicht an Termine halte. Sowohl im Werkvertrag, als auch in der Ausschreibung sei der 
Fertigstellungstermin mit 30. Juni angegeben gewesen. Wenn die Firma Niederndorfer schon von 
Anfang an gesagt hätte, dass sie drei bzw. dreieinhalb Monate brauche, hätte man überlegen können, 
dass man erst nach dem Sommer anfange. Er selbst als Bewohner der Rosenau habe jeden Tag 
gesehen, wie viele Personen da gewesen seien und er habe auch Infos von den Anrainern 
bekommen, nett ausgedrückt, waren sie nicht die Schnellsten. 
Die AGB’s seien der Ausschreibung zu Grunde gelegen, welcher der Gemeinderat beschlossen habe. 
Als er den Eindruck gehabt habe, dass die Fa. Niederndorfer nicht fertig werde, habe er den Bauleiter 
Dipl.-Ing. Irrgeher angerufen und ihn gebeten sich die Pönale in den AGB’s anzusehen, damit man 
keine Termine übersehe. Herr Ing. Irrgeher habe dies der Fa. Niederndorfer geschrieben und 
daraufhin seien das Ansuchen und die gestrige Besprechung zustande gekommen. Wenn man der 
Firma Niederndorfer nun die Bauzeitverlängerung gewähre, sei dies kein Problem, aber nicht aus 
dem Grund, dass bei der Ausschreibung etwas falsch gelaufen sei. Dies möchte er zurückweisen. 
 
GR. Huber möchte darauf aufmerksam machen, dass das Bemühen der Firma Niederndorfer bisher 
immer gegeben gewesen sei, wie zB. auch bei der Baustelle Kraims – Reichersberg. Er denke, dass 
man dieser kürzen Bauzeitverlängerung, welche GV. Berger angesprochen habe, zustimmen solle. Er 
möchte zu bedenken geben, dass man sich gerade in der Urlaubszeit befinde und es jetzt Mitarbeiter 
treffe, welche da zu sein haben  und nicht die Geschäftsleitung. Auch die Gemeinde werde 
irgendwann wieder etwas von der Fa. Niederndorfer brauchen, was nicht schwarz auf weiß 
geschrieben sei und wofür man ein gewisses Entgegenkommen brauche. Er glaube, dass man dieser 
Bauzeitverlängerung zustimmen solle und die Fa. Niederndorfer eventuell wieder um ein Sponsoring 
für irgendeine Veranstaltung bitten solle. 
 
EG. Hoyer möchte auf die Wortmeldung vom Amtsleiter antworten. Er erklärt, dass es bei seiner 
vorherigen Wortmeldung um etwas ganz anderes gegangen sei. Wenn man an ein Projekt 
herangehe, müsse man den Leistungsumfang festlegen. Es sei jedem klar, dass in diesem Bereich 
eine Wasserleitung und ein Fernsehkabel zu verlegen sei. Wenn man dies nicht berücksichtige - auch 
wenn die Gemeinde nicht Auftraggeber sei - müsse dies in das Gesamtprogramm aufgenommen 
werden. Man habe ständig einen Wickel mit Terminen, weil alles mögliche was Wasserleitungen etc. 
betreffe nicht berücksichtigt werde. Man müsse sich zum Beispiel nur Haining ansehen. 
 
Der Bürgermeister erklärt nochmals, dass die Gemeinde betreffend Leitungsträger seit Jahren immer 
schon darauf bedacht sei, dass diese rechtzeitig, insbesondere bei größeren Projekten, wie in diesem 
Fall die Brukenthalstraße, eine Information erhalten. Es habe eine Leitungsträgerbesprechung 
gegeben, wo kein einziger Leitungsträger erschienen sei. Nicht, weil die Wassergenossenschaft nicht 
interessiert gewesen sei, sondern weil damals schon vereinbart worden sei, dass es mit ihnen ein 
gemeinsames Projekt geben werde. Weiters möchte er anmerken, dass die Fa. Niederdorfer, speziell 
bei den Baustellen, wo Herr Egger Franz Bauleiter sei, sich sogar persönlich darum bemühe, dass 
auch Leitungsträger, die grundsätzlich kein Interesse haben, noch ins Boot geholt werden und diese 
Einbauten konzentriert erfolgen. Er möchte jetzt nicht der Firmenverteidiger der Fa. Niederndorfer 
sein, er müsse schon sagen, dass sie sich in diesem Fall etwas verkalkuliert haben. Er glaube aber 
auch, dass sie in irgendeiner Form auf den guten Willen seitens der Gemeinde gehofft haben. 
Man müsse in Zukunft auf solche Sachen noch schärfer achten, aber vor diesem Hintergrund, dass 
die Baustelle dort möglichst friedlich abgewickelt werden solle, wäre er schon dafür, dass man dieser 
Bauzeitverlängerung zustimme. 
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GR. Hauschildt-Buschberger sei zwar keine Spezialistin, sie habe sich aber die bisherige Diskussion 
aufmerksam angehört. Mit der Zusatzinformation des Amtsleiters könne sie nun der Argumentation 
von GV. Berger folgen. Den Satz „Sie machen mit uns, was sie wollen.“ möchte sie gerne im Detail 
hören, da der Bürgermeister behaupte, dass sonst alles wunderbar funktioniere und der Amtsleiter 
genau das Gegenteil sage. Sie glaube, dass es ein guter Kompromiss sei, was GV. Berger 
vorgeschlagen habe. 
 
GV. Berger möchte darauf hinweisen, dass die Problematik dieser Sache aus den bisherigen 
Wortmeldungen gut erkennbar sei. Die Fa. Niederndorfer werde verteidigt. Er habe kein Interesse 
daran – man möge ihm dies nicht als Firmeninteresse auslegen – irgendetwas Schlechtes zu sagen, 
weil er mit der Fa. Niederndorfer nicht arbeiten müsse. Es gebe nur zwei wesentliche Punkte. 
Der eine Punkt sei, dass die Fa. Niederndorfer die Pönale bei nicht rechtzeitiger Fertigstellung bist 
jetzt vielleicht nicht ganz so ernst genommen habe. Er konzipiere durchaus, dass es Mehrleistungen 
gebe und er glaub, dass dieser Vorschlag der Bauzeitverlängerung bis zum 27.07. durchaus eine 
angemessen Zeit sei. Er könne aber der Argumentation von GR. Huber nicht folgen. Denn wenn GR. 
Huber argumentiere, dass jetzt Urlaubszeit sei und deswegen das Problem gegeben sei, bedeute 
dies automatisch auch, dass man wieder in Kaufe nehme, dass in dieser Bauzeitverlängerung 
womöglich auch nicht so intensiv gearbeitet werde. Es sei ein sehr fairer Kompromiss bis zum 27.07 
und er würde sich freuen, wenn man diesen Kompromiss gemeinsam zustimmen könne. Zum einen 
deswegen, weil man damit der Fa. Niederndorfer betreffend der Bauzeit entsprechend entgegen 
komme und auch dem Vertragswesen dahingehend Vorschub leiste ernst genommen zu werden. 
Man wolle ordentliche und saubere Verträge machen und man wolle auch für diese Verträge 
ordentlich bedient werden. 
 
GR. Liehmann möchte zu seiner vorherigen Wortmeldung noch anmerken, dass sich seine 
Beobachtungen ausschließlich auf die Straße zum Kinderbad bezogen haben. 
 
Vizebgm. Schachl erklärt, dass er bei der gestrigen Besprechung dabei gewesen sei. Es wurde 
versucht ein Kompromiss zu finden, aber die Vertreter der Firma Niederndorfer sehen sich außer 
Stande einen früheren Abschluss der Bauarbeiten als diesen 10. August herbei zuführen. Es gebe 
andere Baustellen – es sei gerade jetzt die Zeit indem im Straßenbau voll gearbeitet werden müsse – 
daher sei hier einem Kompromiss von ihrer Seite nicht zuzustimmen. Die Frage sei, was der 
Gemeinde jetzt ein Abgehen von dem Wunsch der Bauzeitverlängerung bringe. Die Arbeiten werden 
nicht schneller fertig und die Anrainer werden nicht früher von den Unannehmlichkeiten befreit. Es 
gebe wahrscheinlich Verstimmungen auf beiden Seiten. Ein an und für sich relativ gutes Verhältnis 
mit der Gemeinde werde wahrscheinlich in Frage gestellt. Letzten Endes könnte es auch wieder in 
einem Rechtsstreit ausarten. Also würde das Ganze eher noch länger dauern. Die Anrainer, was ihm 
bekannt sei, seien im Großen und Ganzen mit der Arbeit und der Leistung zufrieden. Dies werde 
auch vom Fraktionskollegen GR. Bauer Franz bestätigt, der erzählt habe, dass seine Nachbarn über 
die Zuvorkommenheit der Arbeiter sehr erfreut seien. Um diese gute Zusammenarbeit und auch um 
das gute Verhältnis der Anrainer mit der Baufirma nicht zu gefährden, solle man dieser 
Bauzeitverlängerung zustimmen. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von GV. Berger K. gestellten Gegenantrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 16 Stimmen SPÖ-Fraktion: 10  
   FPÖ-Fraktion: 4 ohne Hoyer 
   GRÜNE-Fraktion: 2  
      
Gegen den Antrag 12 Stimmen ÖVP-Fraktion: 12 Ohne Vogel O. u. Haberl 
 
Stimmenthaltungen 3 Stimmen ÖVP-Fraktion: 2 Vogel O., Haberl 
   FPÖ-Fraktion: 1 Hoyer 
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19. Allfälliges 
 
 
a) EG. Hoyer müsse nochmals Haining erwähnen, da der Bürgermeister bei der letzten 

Gemeinderatssitzung in der schriftlichen Beantwortung folgendes geschrieben habe: 
Wie im Bericht von DI. Pillichshammer zu entnehmen, sind in Haining Mitte Dezember die 
Arbeiten fertiggestellt worden und die Funktionsfähigkeit der Anlage mit 30.11.2011 gegeben. Die 
Kanalüberprüfungen mittels Kamerabefahrungen konnten vor Weihnachten 2011 nicht mehr 
abgeschlossen werden, da diese Arbeiten stark von Witterungsverhältnissen (Frost, Schnee) 
abhängig sind, obwohl anzumerken sei………usw. 
Diese Aussage sei vollkommen falsch und entbehre auch jeder Realität im Kanalbau. Damit man 
ein Bauvorhaben abnehmen könne, müsse man eine Überprüfung von solch einer Kanalstrecke 
durchführen. Die Überprüfung sehe eine Dichtigkeitsprüfung und eine Kamerabefahrung vor. 
Wenn dies aber nicht durchgeführt werde, könne kein Mensch behaupten, dass die 
Funktionsfähigkeit dieser Anlage gegeben sei. Er erwähne dies auch deshalb, da eine Forderung 
der Fa. Felbermayr von € 700.000,- bei einer Auftragssumme von 1,2 Millionen Euro vorliege. 
In diesem Fall sei die ganze Angelegenheit wieder verschönt worden und er möchte sie richtig 
stellen. Er habe den Bürgermeister auch in einer Email ersucht noch einmal eine Klarstellung zu 
bringen, was aber nicht erfolgt sei. Daher sehe er sich veranlasst den Gemeinderat richtig darüber 
zu informieren, dass die Funktionstüchtigkeit der Anlage per 30.11. nicht gegeben gewesen sei, 
da die Dichtigkeitsprüfungen und Kamerabefahrungen fehlen. 

 
b) Der Bürgermeister möchte berichten, dass man kurz vor der heutigen Gemeinderatssitzung die 

Aufsichtsratssitzung der Gemeinde KG und im Anschluss daran eine Vorstandsbesprechung 
gehabt habe. Als wichtigstes Ergebnis dürfe er mitteilen, dass der Gemeindevorstand einstimmig 
festgelegt habe, dass man ab Herbst im derzeit noch leer stehenden vierten 
Kindergartengruppenraum eine dritte Krabbelstubengruppe für die ein- bis dreijährigen eröffnen 
werde. Es habe heute mit den Vertretern des Landes Oberösterreich eine entsprechende 
Begehung gegeben, wo der Investitionsaufwand mit € 5.000,- als vertretbar angegeben worden 
sei. Und auch wenn nächstes Jahr die vierte Gruppe schon gebraucht werde und man diese 
Krabbelstube nur ein Jahr führen könne, könne dieser Raum trotzdem als zusätzlicher Raum für 
den Kindergarten genutzt werden. Die entsprechenden Vorbereitungen werden so rasch wie 
möglich eingeleitet und somit müsste ab Herbst eine dritte Krabbelstubengruppe zur Verfügung 
stehen. 

 
c) GR. Hauschildt-Buschberger möchte zum Sozialwendfeuer im offenen Kulturhaus in Vöcklabruck 

am 30. Juni ab 19.00 Uhr einladen. 
 
 
 
Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 12.4.2012 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20:20 Uhr.  
 
 
 
      Der Schriftführer:                         Der Vorsitzende: 
 
 
 
........................................................              ........................................................   

(AL. Hans Schmidt)                        (Bgm. Mag.Reiter Johann) 
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Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom 28.6.2012 keine Einwendungen erhoben wurden und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne 
des § 54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt. 
 
 
 
 

Der Vorsitzende: 
 
 
 

(Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 

 
 
 
 
 

Für die SPÖ-Fraktion:                Für die ÖVP-Fraktion: 
 
 
........................................................           ........................................................ 
(Vizebgm. Mario Weichselbaumer)                    (GV. Stefan Gaisbichler) 
 
 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                Für die GRÜNE-Fraktion:    
       

 
........................................................            ........................................................ 
  (GV. Rudolf Hemetsberger)             (GR. Claudia Hauschildt-Buschberger)  
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